
Gestellungs- oder Einzeldienstvertrag beı Ordensleuten ©

Von Audomar Scheuermann, üunchen

Mehrtifach ist bel den Ordensleuten die Frage auifgetaucht, ob Tätigkeiten
VO  5 Mitgliedern außerhalb des einzelnen erbandes, eiwa ın Anstalten
des Staates, der Kommunen, der Diozesen un irchengemeinden oder
Privater, 1mM Wege des üblichen Gestellungs- oder
LA es oder durch Einzeldienstver{iraäage zwıischen dem
Arbei  eber un: dem einzelnen klösterlichen „Arbeitnehmer“ üuber-
nehmen S1INd. | S g1ibt Diskutanten, welche VO  g der Anpassung der
Ordensleute die heutigen gesellschaitliıchen un wirtschaf{itli  en Ver-
hältnisse gefordert erachten, daß die Ordensleute nıcht U  — solche uben-
arbeit einz1g noch durch Einzeldienstveritrag übernehmen, sondern üÜber-
aup ihrem Verband 1ın eın arbeitsvertraglich geregeltes Verhältnis
tretien; sS1e kontrahileren 3 1S0O auch arbeitsrechtlich mıt inrem klösterliche
Verband, daß sich daraus WI1r oder iktive Löhne ergeben, die
annn steuerliche, auch sozialversicherungsrechtliche iırkungen (letztere
durchaus erwünscht) en

Dazu ist 1M einzelnen

Dıe irchlic Norm
Jede derartige Überlegung hat VO Selbstverständnis des katholis  en
Ordensstandes auszugehen, welches estimmte ordensrechtliche Vorgege-
benheiten bedingt. An diesen Vorgegebenheiten der allgemeın 1ın der
Kıirche geltenden egelungen hat sich bis eutie nıchts geänder Es ist
auch nıcht vermutbar, daß sıch diesen Regelungen eLwas andern wird,
Ssoweit S1e dem Ordensstand wesentlich sSind; als solche sind

erachten: das gemeinschaftliche en ın der vVon den
598, 594 umschriebenen orm un die ireiwillige Bindung die kirch-

liıch klar umschriebenen (Vatıcanum RL De-
kret „Perfectae carıtatıs"”). Was heute Formen der Gruppenbil-
dung innerhal der Kiıirche diskutiert wIird, mag Weiısen christ-
iıcher Verwirklichun: dienlich seln, ist. aber 1M Bereich der sog Ordens-
reform alsch angesiedelt, WenNnn diesen Grundelementen rüttelt.

Demnach ist davon auszugehen, daß Cdas einzelne Ordensmitglıed seinem
Verband durch die Protfeß inkorporiert 1St, OTaus sıch Rechte un
Pflichten sowohl TUr das Ordensmitglı W1e {Ur den Verband ergeben,
die ın ihrer Gegenseitigkeit familienartiıige Beziehungen egründen Der
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Verband selbst verwirklicht selne wecke, die samt un! Ssonders Mat-
arbeit Heıilsdiens der Kirche sSind, 1M religlösen und apostolischen
Wirksamwerden. Diese Zweckerfüllung Setzt, we1ll eın „ES“ iıcht ten-
denzbestimmt tatıg werden kann, notwendig die Mitarbeit jedes einzelnen
Ordensmitgliedes dieser Verwirklichung VOTausSs Die klösterli (ze-
meıinschaft also als solche eistet iıhren Dienst durch die einzelnen Ordens-
mitglieder, imMMer S1e wirkt, Se1 1M innerklösterlichen Bereich, Se1

1n der Dienstleistung 1n eigenen oder remden Anstalten. Dies es
ist ausführlich dargeste worden VO eutigen Präsıdenten des Bundes-
arbeitsgerichts Zum echt des Ordensvertrags,
aderborn 1956, bs 18), VON dem anerkannten Steuerrechtler mın
Spitaler (T7) (S rdenskorrespondenz 1961 17—223) un! VO  ; I1r
(S rdenskorrespondenz 1961 40—167); aktisch hat Anerken-
Nnung eIunden 1mM Urteil des G  > VO 11l Maı 1962
(S rdenskorrespondenz 1962 213—220, 07—315)
Die einzelne Ordensperson ist also > ım
arbeitsrechtlichen Sinn, Was der überwiegenden religiösen Moti-
vlierung ihres Uuns staatlicherseits anerkannt WITrd. SO hat der Bundes-
Linanzhof 1M Bescheid VO da 1954 ezüglı des gleichgearteten Ver-
hältnisses Von Diakonissen ın den KEnischeidungsgründen Yklärt „Der
SenatVerband selbst verwirklicht seine Zwecke, die sanit und sonders Mit-  arbeit am Heilsdienst der Kirche sind, im religiösen und apostolischen  Wirksamwerden. Diese Zweckerfüllung setzt, weil ein „Es“ nicht ten-  denzbestimmt tätig werden kann, notwendig die Mitarbeit jedes einzelnen  Ordensmitgliedes an dieser Verwirklichung voraus. Die klösterliche Ge-  meinschaft also als solche leistet ihren Dienst durch die einzelnen Ordens-  mitglieder, wo immer sie wirkt, sei es im innerklösterlichen Bereich, sei  es in der Dienstleistung in eigenen oder fremden Anstalten. Dies alles  ist ausführlich dargestellt worden vom heutigen Präsidenten des Bundes-  arbeitsgerichts Gerhard Müller (Zum Recht des Ordensvertrags,  Paderborn 1956, bs. S. 18), von dem anerkannten Steuerrechtler Armin  Spitaler (f) (s. Ordenskorrespondenz 2 1961 217—223) und von mir  (s. Ordenskorrespondenz 2 1961 140—167); faktisch hat es Anerken-  nung gefunden im Urteil des Bundesfinanzhofs vom 11. Mai 1962  (s. Ordenskorrespondenz 3 1962 213—220, 307—315).  Die einzelne Ordensperson ist also niemals Arbeitnehmer im  arbeitsrechtlichen Sinn, was wegen der überwiegenden religiösen Moti-  vierung ihres Tuns staatlicherseits anerkannt wird. So hat der Bundes-  finanzhof im Bescheid vom 18. 11. 1954 bezüglich des gleichgearteten Ver-  hältnisses von Diakonissen in den Entscheidungsgründen erklärt: „Der  Senat ... ist vielmehr der Auffassung, daß trotz der gegenüber dem bür-  gerlichen Recht weitergehenden steuerlichen Geltung des Begriffes des  Dienstverhältnisses zwischen den Schwestern und dem Mutterhaus ein  Arbeitsverhältnis nicht besteht. In Übereinstimmung mit  der Vorentscheidung müssen die Beziehungen zwischen dem Mutterhaus  und den Diakonissen in erster Linie nach dem Zweck beurteilt werden,  wie er in der Grundordnung der Kaiserswerther Generalkonferenz zum  Ausdruck gebracht ist. Danach sind die Diakonissen Dienerinnen des Hei-  landes; sie tun ihren Dienst in Dankbarkeit für die Liebe dessen, der sein  Leben gelassen hat und dessen Barmherzigkeit sie an der eigenen Seele  erfahren haben. Das Mutterhaus ist seinem Wesen nach eine Stätte der  Sammlung und Erziehung, der Ausbildung und Erprobung, der Bewährung  und Sichtung, der Aussendung und Leitung, des Rückhaltes und der Zu-  flucht, kurz, die Heimat für seine Schwestern. Die Schwesternschaft ist  eine Glaubensgemeinschaft, Arbeits- und Lebensgemeinschaft. Dieses  durch gegenseitiges Vertrauen getragene Gemeinschaftsverhältnis zur Aus-  übung gemeinsamer Liebestätigkeit kann nicht als Dienstver-  hältnis im steuerlichen Sinn bezeichnet werden. Diese Beurteilung  schließt die Festlegung von Einzelheiten in Bezug auf die Leistungen des  Mutterhauses nicht aus, insbesondere kann aus der Gewährung der freien  Station, Tracht, Taschengeld und lebenslänglicher Versorgung nicht auf  eine Erwerbstätigkeit geschlossen werden. Die Verpflichtung des Mutter-  hauses stellen für die aus religiösen und sittlichen Beweggründen ausge-  186ist vielmehr der Auf{ffassung, daß TOLZ der egenüber dem hbür-
erX  en eC weltergehenden steuerlichen Geltung des Begrififes des
Dienstverhältnisses zwischen den Schwestern un dem Mutterhaus eın
Arbeitsverhältnis Nn1e Besteht In Übereinstimmung miıt
der Vorentscheidung mMuUussen d1e Beziehungen zwıschen dem Mutterhaus
und den Diakonissen ın erster Linie nach dem Zweck beurteilt werden,
W1e ın der Grundordnung der Kalserswerther Generalkonferenz ZU.
AÄAusdruck gebracht ist Danach SINd die Dıiıakonissen Dienerinnen des Hei-
landes; s1e tun ihren Dienst n Dan  arkeit für die Liebe dessen, der Ssein
en gelassen hat und dessen Barmherzigkeit S1e der eigenen Seele
erfahren en Das Mutterhaus 1st selinem Wesen nach eine Stätte der
ammlung un: Erziehung, der Ausbildung und Erprobung, der Bewährung
un: Sichtung, der Aussendung und Leitung, des ückhaltes un: der Z
ucht, kurz, die Heimat für se1ine Schwestern. Die chwesternschaft ist
eINe Glaubensgemeinschaft, Arbeits- un: Lebensgemeinschaft. Dieses
durch gegenseiltiges Vertrauen getragene Gemeinschaftsverhältnis ZU Aus-
übung gemeinsamer Liebestätigkeit ann S e
hältnis steuerlichen 1nnn bezeichnet werden. Diese Beurteilung
chließt die Festlegung VO.  © Einzelheiten ın ezug auf die Leistungen des
Mutterhauses nıcht dUuS, insbesondere annn aus der Gewährung der freien
Station, Tracht, Taschengeld un: Jebenslänglicher Versorgung ıcht auf
eine Krwerbstätigkeit geschlossen werden. Die Verpflichtung des Mutter-
hauses tellen für die aus religiösen un: sıttlichen Beweggründen DE=
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übte Tätigkeit der Schwestern (L S dar  c Ordens-
korrespondenz 1961 192) Kis wird äauch verwlesen aut 1227
Abs Z1ft. un: Z

Die ordensrechtliche egelun. nımm ihren Ausgang Von der oben Sk1z-
zierten familienähnl:  en Inkorporation: Was die Ordensperson durch ihre
Arbeit oder 1n Hinsicht aıuf ihren Verband eld un: Geldeswert De-
omm , erwirbt S1e {Ür den klösterlichen Verband (can 580

Die Armutsverpflic  tun äßt 31S0 nıcht Z daß eın Ordens-
mitglie persönliches Arbeitsentgel erwerbe, vielmehr wird DERG das
Armutsgelübde nıicht TT eine Verpflı:  ung, sondern der AÄAnspruch be-
gründet, ın gesunden, kranken un: en en VO  g der Familie, VOoO

Ordensverband, die Existenzsicherung en

1esSe egelun 1ımmt qaber ugleich ihren Ausgang VO  } der eho
der Ordensperson, 1ın der ihre Verfügbarkeit

sichergeste 1ST, die Ordensperson mMuUu. imMMer der Disposition iıhrer
Famlilie verfügbar se1ln, damıt die leitenden Verbandsorgane S1e dort e1IN-
setizen können, der Ordenszweck verwirklichen iıst

Auswirkung der irchlıchen Norm 1a staaäatlıichen
Bereich

Diese kirchenrechtlı  en Vorgegebenheiten mMUsSsen NU: 1n d1ie ä  iıch-
keit des eutigen gesellschaftlichen Lebens transfiormier werden. Wie

bel der Ehe völlig unbefriedigen: 1st, daß die Eheschließung 1 staat-
ıchen un iırchlıchen Bereich voneinander unabhäng!]. un ohne jed-
weden nneren Zusammenhang Sind, ist ın gleicher Weise unbeirile-
digend, wenn dlie Ordensleute IUr ihr en ın dleser Welt echtlichen
Konstruktionen Zuflucht nehmen mUuSssen, die nıcht ent1ls sind mi1t der
kirchenrechtlichen Wirklichkeit. Es braucht Ja JOSn daran erinnert
werden, W1e unbefriedigen: ES 1St, daß 1mM klösterlichen Bereich weılt-
gehend die 1r un! die staatliıche Rechtsfähigkeıit auseinandertfallen
azu arl Slıepen, Vermögensrecht der klösterlichen erbände,
Paderborn 1963, 254 {£f.)
Nun hat allerdings 1n der Bundesrepublik die egelun des Reichs-

5 Art Abs 2) un: des Konkordats VO  ; Bayern Art
Abs das echt der katholis  en ırche anerkannt, innerhal der

Grenzen des für alle geltenden eseizes ihre Angelegenheiten selbständig
ordnen un verwalten un!: 1mMm Rahmen ihrer Zuständigkeli fÜür ihre

Mitglieder i1ındende Gesetze un! Anordnungen erlassen. Dement-
sprechend zeigt Ar  c 140 des Grundgesetzes, der die Regelung
der Weimarer Verfassung Art 136—1839, 141) reziplert hat, die rund-
satzlıche Bereits  ait des Bundesgesetzgebers, innerkirchlich geltendes
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Recht ach MÖ  C  eıt 1mM staatlıchen Bereıch qls exıstent und, sSsoweıt ın
den staatlichen Bereich einwirkend, als maßgeblich betrachten {Ur g..
W1SSEe re  e insbesondere steuerrechtliche un sozlalversicherungs-
re Regelungen anzusehen och gıilt AT Abs der
Weilmarer Verfassung „Jede Religionsgesellschafit ordnet un
verwaltet ihre Angelegenheıten selbständig innerhal der TrTanken des
für alle geltenden Gesetzes.“

Geste  ungs- un d Dienstvertrag I der ec  ı-
sSsprechung

So hat denn auch die finanzgerichtliche Rechtsprec  ung
nach einiger chwankung (Widerruf der SOg Familientheorie UrC| das
Reichsfinanzho{isurteil VO 1951, abgedruckt ın Ordenskorrespondenz

1961 104—112) 1mM Urteil des undesfÄinanzhof{fs VO J 1962 die kirch-
iche egelun anerkannt un rklärt, daß Ordensleute, die durch (ie-
stellungsvertrag Dienstleistungen außerhal ihres Ordens verrichten, nıcht

persönli  es Entgelt aulg, mithın auch iıcht lohnsteuerpflichtig
sSiınd WOo diese dem Ordensrecht entsprechende egelung HK (ze-

üubernommen 1st, da hat die Steuerbehörde diese
15Gestaltung der wirtschaftlichen Verhältnisse, dQ1je das Ordensrecht
vornımm(£7, ZA0T  — Kenntnis nehmen un!: darnach handeln (sS Ordens-
korrespondenz 1962 220) Eitwas anderes ware, wWwenn abweıichen VO  5

der ordensrechtli  en egelun für derartıge Verpflichtungen
abgeschlossen würden; am diesem Fall ägen echte

Dienst-, keine Gestellungsverträge zugrunde, daß sich dann diese Or-
densleute VON den anderen Arbeitnehmern 1m aa ın zeiner Weise
unterscheiden vgl Urteil des Bundessozlalgerichts VO 1960, a D-
edrTUC Ordenskorrespondenz 1961 92—95
Ks ann der arheı halber bel der Erwähnung dieser beiden Urteile
sein Bewenden en Hingewlesen S@e1 IO noch aut die Urteile des Fi-
nanzgerichtes München VO Z 1962 (Ordenskorrespondenz 1964
138—1453), den Besche1ld des undesfinanzho{fs VO 1964 ebd 43—147)
un! das Urteil des Finanzgerichtes Karlsruhe VO 1962 Ordens-
korrespondenz 1962 22—9324)
Wenn die staatliche Rechtsprechung ıRal dieser Weise Vorgegebenheiten
der irchlichen Ordnung 1mM Staat wirksam 21n 1äßt, waäare völlıg ab-
we un (wie u / C ın anderem Zusammenhang ZWAäTrT, ın den
Essener Gesprächen ZAUB ema „DStag und irche“ 1963 58
warnend bemerkt hat) {Uur den Staat verwırrend, WReNnNn kirchlicherseits U  —

pLötzlı: andere Rechtsvorstellungen entwickelt würden, die noch dazu ın
keiner kirchlichen Gesetzgebung ablesbar SiNd.
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Ergebniıs
oMmM1 ergibt sich Nachdem der klösterl1i Verband durch Mat=
glieder wecke TIULLt un War ach der ihm eigenen Gesetzlichkeit
untier Inanspruchnahme der TIMUfS- und ehorsamsverpflichtun SE1INeEer

Mitglieder, annn nıcht zuhassen da ß Mıtglıe-
der Einzeldıenstveriragen MO außenstehenden
Arbeitgebern kontrahijeren un damıt unausweichlichen Kol-
l1ısıonen zwischen der irchlıchen Lebensordadnung der Klöster un der
staatlichen Arbeits- und Sozlaloranung heraufbeschworen Die grundsätz-
liche Gleichheit der Gliedstellung der einzelnen Ordensleute hat Z

Folge, daß EINZ1IS der Verband kontrahiert un die Diıienste VO.  a

auswechselbaren Mitgliedern erbringen 1äßt Davon mMag ganz VelI-

einzelt Ausnahmen geben, be]1l der Ernennung Ordensmannes
A Hochschullehrer Grundsätzlic| aber werden die Ordensverbände sich

der wirksamen jederzeıit den Verhältnissen anpaßbaren Verwirk-
ichung ıhres Apostolats willen vorbehalten mussen be1i Übernahme VO  ®

Außentätigkeiten die Auswechselbarkeit der Arbeitskräfte sicherzustel-
len Wenn angesichts des eutigen Personalmangels den Gestellungs-
vertiragen hinsic  iıch der Ersetzbarkeit ausfallenden Arbeitskraf
Einschränkungen erfolgen INUuSSEeN WEeNnNn außerdem die Überalterung der
Ordensleute un d1ie zahlenmäßige Minderung der geren arbeitsfähi-
gen Generatıion den klösterlichen erbänden Yrhöhte Mutterhausbeli-
rage bis eiwa ZU ohe des vergleichbaren Tariflohns erfiorderlich
chen, äandert das nıchts daran daß die CINZ1IS zuläss1ıge, aber auch voll
sachgerechte Weise, Ordensleute bei Fremdträgern atıg werden 1as-
SCH, C der Gestellungsverira 1ST

Wenn zelitwelse Länder un Gemeinden grundsätzlich aut Einzeldienst-
vertiragen auch bel Ordensleuten bestanden aben, 1StE diese Einstellung
inzwischen aufgegeben worden S1ie en sıch auf Gestellungsverträge
eingelassen Das ST WLLE ber den Osterliöchen Be-

ges  ehen insofern manche deutsche Länder mıi1t Re-
ligionslehrern gar keine Dıenstvertrage mehr bschließen sondern dies
Sache der iırche SEC1LIN lassen und das Entgelt auch ber die kirchlichen
Oberbehörden Jeıten, m11 denen Gestellungsverträge abgeschlossen WT -

den; solche ertrage sind zustandegekommen 1964 Rheinland Pfalz
1966 essen, 1967 Niedersachsen 1968 aarlanı (S Archiıv fiur
kath Kirchenrecht 133 1964 168-— 172 4A87 —220 136 1967 187 0
591 f 137 1968 DE z 02 138 1969 615—0617)
Sollte aber eıin Fremdträger auf Eınzeldienstvertrag bestehen wollen,
ann ImNussen eben die klösterlichen erbande die CINZ1IS mögliche Kon-
SCQUENZ ziehen: nämlich auf den Kontrakt verzichten.
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1e ın Diskussion gebrachte Konstruktion eılınes Arbeitneh:
mMmerverhältnissee des einzelnen OÖOrdensmitgliedes
bei SEe1INeEM Verband PSiT kırchenrechtlich völlig —
Vra bar Das Ordensleben WwI1ird 1ın selner Substanz angegrıliien un
die Mentalität der Ordensleute VON TUN! qauf 1Ns Weltliche verdorben,
WenNnn die gelistliche Familie der 1ın Gemeinschaft ebenden Ordensleute ın
eın Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhältnis abgefälscht WIrd

Anhang: etel1ligun:g CO} Ordens Leu ten M1 39.7=
beitervertretungen

ach 81 des Betriebsverfassungsgesetzes und 46 des Personalvertre-
tungsgesetzes sSind 1r  S carıtatıve ü Kinrichtungen VO  5 der Be-
stellung eines Betriebsrates bzw Personalrates beireit. Analog hlerzu Sind
Jedoch ın vielen Anstalten, ın denen Ordensleute miıt weltlichen Arbeit-
nehmern zusammenwirken, SoOs Mitarbeitervertretungen este WOI -
den; möglicherweise werden aut Tun beabsichtigter Anderungen der
Bundesgesetzgebung derartige Mitarbeitervertretungen obligatorisch.
Wenn die Mitwirkung der Bestellung der un: die Zugehörigkeit Z
Mitarbeitervertretung VO  5 der Arbeitnehmereigenschaf{ft a
angt, annn können Ordensleute, da S1e arbeıitsrechtli iıcht als Arbeit-
nehmer gelten können, 1er icht mitwirken.
In ordenseigenen EKEiNnrichtungen würde eINe Mitarbeiterver-
tretung überhaupt sinnwidrig se1ln, weil die beteiligten Ordensleute Mit-
glieder des Trägers der Einrichtung SiNd. Die Ordensleute würden a1S0
als Arbeitnehmer sıch den Arbeitgeber, dessen 1€' S1e selbst SINd,
vertireten
In ordensfifremden HINn TacCchtuUNgEN, selen diese irchlicher
(diözesaner, pfarrgemeindlicher), staatlicher, kommunaler, freiverband-
icher oder sonstwelcher Art, sind Ordensleute nıemals als A

{>  - kontrahiert vielmehr der Einrichtungsträgermıiıt dem klösterlichen Verband (Mutterhaus) auf Gestellung einer mehr
oder minder großen Kommunität Von Ordensleuten, damit Alese ın SO1-
chen Einrichtungen Dienst eisten. Weil aber die Ordensleute auch 1ın d1le-
SsSer ihrer Tätigkeit iıImMmMer Glieder ihres erbandes bleiben un: ıcht DA
Arbeitnehmer der Kinrichtung werden, annn ihre
der Mitarbeitervertretung nıcht K rage kommen.
Nun sind reilich die Überlegungen sehr ernstzunehmen, daß die Kloster-
leute der Mitarbeitervertretung beteiligt Se1INn sollten, zumal das vVon
diesen vieliacC! gewunscht wIird; INnan muß Ja auch Interesse aben, daß
Ordensleute, die aus religlöser Grundhaltung 1mM eru stehen, auch auf
dieser ene mi1ıtwirken und miıtbestimmen. Infolgedessen sollte rund-ätzlıch VO folgenden Z W el Überlegungen au  an-
gen werden:
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Daß jemand wahlberichtigt un:! wählbar für dlie Mitarbeitervertre-
tung 1StT, sollte nıcht VO  5 der Arbeitnehmereigenschaft an sSe1n; viel-
mehr sollte angestrebt werden, daß alle der Erfüllung der Anstalts-
aufgabe Beteiligten sich 1mM Interesse ihrer gemeinsamen Verantworiung
un!: YADBN Förderung der vertrauensvollen Zusammenarbeit ler IN-

menfinden.

Niemals aber dar{i dadurch E das ordensıiınterne
Verhältnıs ingegriifififien werden. Es darf also ın keiner
Weise die Verfügbarkeit VO  5 Ordensleuten durch derartige Personalvertre-
tungen behindert werden, W1e das durch die Bestimmung geschähe, daß
Mitglieder der Mitarbeitervertretung nicht Verseiz un! nıicht abgeordnet
werden dürfen, daß die Mitarbeitervertretung eın Mitwirkungsrecht bel
Einstellung, Versetzung, Abordnung un: daß S1e eın Vorschlagsrecht DA

Organıiısation des Dienstes, AA Ta VO  ®} Dienstordnungen us habe Je-
de Mitwirkung SEeTZ a31S0 VOIFaQaUS, daß die besondere ellung der Ordens-
leute innerhal ihres klösterlichen erbandes keineswegs beeinträchtigt
werde.
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